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Fachdienst Gesundheit 
Mommsenstr.13 
23843 Bad Oldesloe  
 
gesundheitsamt@kreis-stormarn.de 

 
 

Bad Oldesloe, 05. Mai 2021 
 
 

 

Allgemeinverfügung 
des Kreises Stormarn 

 
zu ergänzenden Maßnahmen bei Überschreitung der 7-Tage-Inzidenz von 50 

Neuninfektionen je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
 
 
 

Gemäß § 28a Absatz 1 und § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2  Gesetz zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) in 
Verbindung mit § 106 Absatz 2 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-
Holstein (Landesverwaltungsgesetz – LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen:  

 
 

1. Für Verkaufsstellen des Einzelhandels werden ergänzend zu § 8 Absatz 1 der Corona- 
Bekämpfungsverordnung (Corona-BekämpfVO) folgende Regelungen getroffen: 
 

a) Kundinnen und Kunden dürfen Verkaufsstellen des Einzelhandels nur nach 
Registrierung durch Angabe der notwendigen Kontaktdaten betreten. Die 
Betreiberinnen und Betreiber haben hierzu vor dem Einlass nach Maßgabe von § 4 
Absatz 2 der Corona-Bekämpfungsverordnung Erhebungsdatum und -uhrzeit, Vor- 
und Nachname, Anschrift, sowie, soweit vorhanden, Telefonnummer oder E-Mail-
Adresse zu erheben und für einen Zeitraum von vier Wochen aufzubewahren. 
 
Es gelten die Anforderungen aus § 28a Absatz 4 des Infektionsschutzgesetzes. Die 
oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat Personen, die die Erhebung ihrer 
Kontaktdaten verweigern, von dem Besuch auszuschließen. Soweit gegenüber der 
oder dem zur Erhebung Verpflichteten Kontaktdaten angegeben werden, müssen sie 
wahrheitsgemäß sein. Die Verpflichtungen aus Satz 2 entfallen, wenn die Nutzung 
einer Anwendungssoftware zur Verfügung gestellt wird, mittels der Kontaktdaten 
sowie Erhebungsdatum und -uhrzeit sowie Aufenthaltsdauer erfasst werden können; 
die Software muss für einen Zeitraum von vier Wochen eine Übermittlung an das 
zuständige Gesundheitsamt ermöglichen 
 
Die Betreiberinnen und Betreiber der Verkaufsstellen haben durch geeignete 
Maßnahmen sicher zu stellen, dass wartende Kundinnen und Kunden vor den 
Geschäften die Abstandsregelung einhalten. 
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Die Regelungen nach Satz 1 bis 6 gelten nicht für Lebens- und Futtermittelangebote, 
Wochenmärkte, Getränkemärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, 
Poststellen, Reformhäuser, Babyfachmärkte, Zeitungsverkauf, Tierbedarfsmärkte, 
Blumenläden, Gärtnereien, Gartenbaucenter, Baumärkte, Buchläden sowie 
Lebensmittelausgabestellen (Tafeln). 
 
b) Die Betreiberinnen und Betreiber von Einkaufszentren und Outlet-Centern nach § 8 
Absatz 3 Corona-BekämpfVO mit jeweils mehr als zehn Geschäftslokalen haben 
hinsichtlich der Verkehrsflächen außerhalb von Verkaufsstellen des Einzelhandels in 
Abstimmung mit diesen durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass wartende 
Kundinnen und Kunden vor den Geschäften die Abstandsregelung einhalten können. 
Es sind geeignete Maßnahmen zur richtungsweisen Trennung der Besucherströme 
zu treffen. 
 
 

2. Ergänzend zu § 10 Absatz 3 Corona-BekämpfVO gilt: 
Innenbereiche von Freizeit- und Kultureinrichtungen nach § 10 Absatz 3 Satz 1 der 
Corona-BekämpfVO dürfen nur nach Registrierung durch Angabe der notwendigen 
Kontaktdaten nach Maßgabe der Ziffer 1 Buchstabe a) Satz 1 — 6 betreten werden. 

 

3. Diese Allgemeinverfügung tritt am 06. Mai 2021 in Kraft. Wird an fünf aufeinander 
folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz von 50 Neuinfektionen je 100.000 
Einwohner unterschritten, so wird die Allgemeinverfügung an dem übernächsten Tag 
aufgehoben. Das Außerkrafttreten wird in geeigneter Weise ortsüblich bekannt 
gemacht. 

 
Im Übrigen gelten die Regelungen der Corona-BekämpfVO. 
 
 
Begründung 
 
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Absatz 1 in Verbindung mit § 28a 
Infektionsschutzgesetz (lfSG). Nach § 28 Absatz 1 IfSG hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein 
Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur 
Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Sie kann auch 
Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder von ihr be-
stimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden 
sind.  
Nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde Veranstaltungen einer größeren 
Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte 
Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. 
 
Die sehr weite Eingriffsermächtigung des § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG beschränkt sich nicht allein 
auf Maßnahmen gegenüber Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen 
oder Ausscheidern, sondern wie sich aus der Entstehungsgeschichte der Norm ergibt, dürfen 
auch „Nichtstörer", d.h. Personen bei denen noch nicht einmal ein Ansteckungsverdacht 
besteht, in Anspruch genommen werden. 
 
Bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der verfügten Beschränkung ist der im allgemeinen 
Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an die 
Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schadens umso geringere Anforderungen zu stellen 
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sind, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefahrenabwehr zu 
ermöglichen (§§ 1 Abs. 1, 28 Abs. 1 IfSG) sowie der Umstand, dass die betroffenen 
Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswirkungen auf die Gesundheit der 
Menschen unterschiedlich sind. Angesichts dessen ist ein am Gefährdungsgrad der 
jeweiligen Krankheit orientierter flexibler Maßstab heranzuziehen. Nach der Einschätzung 
des vom Gesetzgeber in § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 1 IfSG hierzu vorrangig berufenen 
Robert-Koch Institutes wird die Gefährdung der Gesundheit der Bevölkerung derzeit als 
insgesamt hoch, für Risikogruppen als sehr hoch eingeschätzt. Es handelt sich danach nicht 
um eine mit einer Grippeepidemie vergleichbaren Situation, sondern es liegt eine sehr 
dynamische und ernst zu nehmende Lage vor. 
 
Vor dem Hintergrund der aktuell wieder gestiegenen Fallzahlen der Infektionen mit dem 
SARS-CoV-2-Virus im gesamten Bundesgebiet, im Land Schleswig-Holstein sowie der 
hohen Anzahl an Erkrankungen an COVID-19 im Kreis Stormarn müssen unverzüglich 
wirksame Maßnahmen zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur Unterbrechung 
von Infektionsketten ergriffen werden. Effektive Maßnahmen sind dazu dringend notwendig, 
um im Interesse des Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung der 
wesentlichen Funktionen des Gesundheitssystems sowie der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Gebiet des Kreises Stormarn sicherzustellen. 
Die großflächige Unterbrechung, Eindämmung bzw. Verzögerung der Ausbreitung des 
neuen Erregers stellt das einzig wirksame Vorgehen dar, um diese Ziele zu erreichen. 
 
Im Kreis Stormarn kommt es trotz sinkender Fallzahlen immer noch auf einem hohen Niveau 
zu Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus. So liegt die Sieben-Tage-Inzidenz im Kreis 
Stormarn seit geraumer Zeit deutlich über dem Wert von 50 Neuinfektionen je 100.000 
Einwohner. 
 
Weiterhin sind nicht alle Infektionsketten nachvollziehbar. Insbesondere die 
Ansteckungsquelle lässt sich nicht immer ermitteln. 
 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf dem Erlass des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes Schleswig-Holstein vom 
23. April 2021 (Az. VIII 4023141/2020). 
Zu 1. und 2.: 
Die Anordnung zur Verarbeitung von Kontaktdaten entsprechend § 4 Absatz 2 der Corona-
BekämpfungsVO erfolgt auf Grundlage der Ermächtigung aus § 28 Absatz 1, Satz 1, 28a 
Absatz 1, Satz 1 Nummer 17 und § 16 IfSG. 
 
Nach der Verordnungsbegründung zu § 4 Absatz 2 Satz 4 der Corona-BekämpfungsVO sind 
Personen, die in Rahmen einer Erhebung nach dieser Verordnung Kontaktdaten angeben, 
zu wahrheitsgemäßen Angaben verpflichtet. Die vorsätzliche Angabe falscher Kontaktdaten 
stellt nach § 21 Absatz 2 eine Ordnungswidrigkeit dar. Die Verordnung legt hier keinen 
Zwang zur Nutzung einer besonderen Anwendungssoftware für Betreiber fest. Eine digitale 
Kontaktdatenerhebung, z.B. über geeignete Apps, ist möglich. Sie ist eine zusätzliche 
Option. Die Möglichkeit der Nutzung darf allerdings nicht dazu führen, dass Menschen, die 
keine Apps nutzen, die Angebote nicht wahrnehmen können. Bei der Erhebung der 
Kontaktdaten ist durch geeignete Maßnahmen sicher zu stellen, dass Hygieneabstände 
eingehalten werden können. 
 
Die in § 8 Absatz 3 Corona-BekämpfVO unabhängig von der Inzidenz enthaltene 
grundsätzliche Verpflichtung für Outlet-Betreiber, ein Hygienekonzept genehmigen zu lassen 
und umzusetzen, begründet auch die Notwendigkeit, für die Besucherströme und mögliche 
Warteschlangen das Einhalten der Abstandsregelung zu ermöglichen bzw. sicherzustellen. 
Warteschlangen sind wegen der flächenbezogenen Kapazitätsbegrenzung nicht auszu-
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schließen. Die Regelung soll dies sicherstellen, sollte das im Hygienekonzept nicht aus-
drücklich festgeschrieben sein - andernfalls entfaltet die Regelung rein deklaratorische 
Wirkung. 
 
Zu 3.: 
Die Geltungsdauer der Allgemeinverfügungen wird in Anlehnung an § 28b Absatz 2 
Infektionsschutzgesetz auf den Zeitpunkt befristet, in diesem im jeweiligen Kreis oder 
kreisfreien Stadt ab dem Tag nach dem Eintreten der Maßnahmen an fünf aufeinander 
folgenden Werktagen die Sieben-Tage-Inzidenz der Schwellenwert von 50 unterschritten 
wird. Maßgeblich für die Berechnung sind die vom RKI veröffentlichten Meldezahlen 
(https://www.rki.de/inzidenzen). Sonn-und Feiertage unterbrechen nicht die Zählung der 
maßgeblichen Tage. 
 
Die Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 28a IfSG  und § 28 Abs. 1 Satz 1 und 
Satz 2 IfSG. Zuwiderhandlungen sind daher bußgeldbewehrt nach § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG 
in Verbindung mit § 21 Corona-BekämpfVO. 
 
Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen haben keine aufschiebende 
Wirkung. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landrat des Kreises Stormarn,  

Mommsenstraße 13, 23843 Bad Oldesloe, einzulegen. 

 

 

 

Dr. Henning Görtz 

Landrat 


